


Rechtliche Hinweise
Mit einem Vorsorgeauftrag kann eine handlungsfähige Person eine natürliche oder juristische Person beauftragen, im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit die Personen- oder Vermögenssorge zu übernehmen oder sie im Rechtsverkehr zu vertreten.
1. Vorbemerkungen
Am 1. Januar 2013 ist das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft getreten, welches das seit dem Jahre 1912 geltende, überholte Vormundschaftsrecht im ZGB ersetzt. Als neues Rechtsinstitut wurde der Vorsorgeauftrag errichtet, der die Vorsorgevollmacht ersetzt. Der Vorsorgeauftrag unterscheidet sich jedoch deutlich von der altrechtlichen Vorsorgevollmacht. Im Rahmen der Gesetzesänderung wurde das Vormundschaftssystem Schweiz weit neu organisiert. Die ehemalige Vormundschaftsbehörde heisst neu Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde ("KESB"). Die Anzahl der Anlaufstellen wurde zwar deutlich verringert, doch die Fachstellen werden nun von Fachleuten aus den Bereichen soziale Arbeit, Psychologie, Medizin, Recht und Treuhand geführt.

2. Definition des Vorsorgeauftrags
Nach Art. 360 Abs. 1 ZGB kann eine handlungsfähige Person eine natürliche oder juristische Person beauftragen, im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit die Personen- oder Vermögenssorge zu übernehmen oder sie im Rechtsverkehr zu vertreten.

Mittels eines Vorsorgeauftrags hat der Auftraggeber die Möglichkeit, eine ausgewählte Person mit der Personensorge und/oder der Vermögenssorge zu beauftragen. Wie beispielsweise bei einer Bankvollmacht sollte auch beim Vorsorgeauftrag ausreichend Vertrauen in die ausgewählte Person bestehen, um Missbrauch zu vermeiden. Die Person sollte geeignet und auch bereit sein, die notwendigen Angelegenheiten zu regeln. Ehepartner und eingetragene Lebenspartner sind bereits von Gesetzes wegen in alltäglichen Angelegenheiten zum Beistand verpflichtet. Zur Durchführung von ausserordentlichen Geschäften, wie z.B. die Veräusserung einer Liegenschaft, bedarf es jedoch auch bei Ehepartnern und eingetragener Lebenspartnerschaft eines Vorsorgeauftrags. Der Vorsorgeauftrag kann insbesondere für alleinstehende Personen oder Personen mit einem eigenen Betrieb von grosser Bedeutung sein. Neben natürlichen Personen (z.B. Lebenspartner, Verwandte, Freunde) können auch juristische Personen, Sozialdienste, gemeinnützige Institutionen etc. und bei notwendigem Fachwissen Banken, Anwälte, Treuhänder etc. beauftragt werden. 
Ist keine vertretungsberechtigte Person vorhanden oder wurde kein Vorsorgeauftrag errichtet, ernennt die KESB gemäss Art. 381  ZGB im Falle der Urteilsunfähigkeit einer Person einen Vertretungsbeistand.

Zu beachten ist, dass der Vorsorgeauftrag kein Testament darstellt, mit dem die Aufteilung des Nachlasses geregelt wird. Mittels Vorsorgeauftrag kann aber bestimmt werden, dass die Vertrauensperson z.B. die Bestattungsangelegenheiten regeln, die Wohnung auflösen oder mit der Krankenkassen verhandeln soll.
Weiter gilt zu beachten, dass der Vorsorgeauftrag zukunftsgerichtet ist und somit nicht rückwirkend errichtet werden kann. Vorsorgevollmachten, welche vor dem 1. Januar 2013 errichtet wurden, sind weiterhin nach altem Recht gültig. 
3. Inhalt und Form des Vorsorgeauftrags
In der inhaltlichen Ausgestaltung des Vorsorgeauftrags ist der Auftraggeber frei. Er kann eine Vertrauensperson generell ermächtigen, alle Geschäfte vorzunehmen. Aber auch die Aufzählung einzelner Geschäfte ist zulässig. Damit kann z.B. dem Bedürfnis Rechnung getragen werden, dass gegenwärtig nur die Personensorge, aber nicht die Vermögenssorge geregelt werden soll.

Der Vorsorgeauftrag ist entweder vollständig eigenhändig zu errichten oder öffentlich beurkunden zu lassen. Das Ausfüllen eines Formulars oder das Unterzeichnen eines beispielsweise mit einem Computer geschriebenen Auftrags ist nicht rechtsverbindlich und deshalb ungültig. 
Ein Vorsorgeauftrag muss folgendes beinhalten:

· Angaben zur Person (Vorname, Name, Geburtsdatum etc.)

· Aufführung der Aufgaben
· Bezeichnung und Angaben zur beauftragten Person und gegebenenfalls einer Ersatzperson

· Datum und eigenhändiges Abfassen oder öffentliche Beurkundung  
4. Aufbewahrung des Vorsorgeauftrags
Der Vorsorgeauftrag kann an unterschiedlichen Orten aufbewahrt werden: Beim Beauftragten selber, bei einem Anwalt oder Treuhänder oder aber auch bei der KESB (Kanton Zürich). Es besteht zudem die Möglichkeit, beim Zivilstandsamt die Existenz und den Hinterlegungsort eines Vorsorgeauftrages vermerken zu lassen. Auch ein Vermerk mit Kontaktdaten im Portemonnaie kann nützlich sein. Wie bei der Patientenverfügung ist es wichtig, dass bei einem plötzlichen Ernstfall ein einfacher und schneller Zugriff auf den Vorsorgeauftrag möglich ist. Ausserdem ist es ratsam, die beauftragte Person über die Existenz des Vorsorgeauftrags und den Ort der Hinterlegung zu informieren. 
5. Änderungen und Widerruf des Vorsorgeauftrags, Wiedererlangen der Urteilsfähigkeit
Solange der Auftraggeber urteilsfähig ist, kann er den Vorsorgeauftrag unter Einhaltung der Formvorschriften jederzeit inhaltlich abändern (z.B. Aufnahme weiterer Geschäfte). Die notwendigen Anpassungen sind ebenfalls handschriftlich oder mit öffentlicher Beurkundung vorzunehmen. 

Möglich ist auch der jederzeitige Widerruf durch den urteilsfähigen Auftraggeber. Dabei sollte der Vorsorgeauftrag durchgestrichen oder - besser noch - vernichtet werden. Der Beauftragte ist verpflichtet, den Vorsorgeauftrag herauszugeben.
Wird die auftraggebende Person wieder urteilsfähig, so verliert der Vorsorgeauftrag grundsätzlich seine Wirksamkeit von Gesetzes wegen.
6. Rechte des Beauftragten

Die im Vorsorgeauftrag genannte Person ist berechtigt, den Auftrag abzulehnen. Nimmt die beauftragte Person den Vorsorgeauftrag an, so weist die Behörde sie auf ihre Pflichten nach den Bestimmungen des Obligationenrechts über den Auftrag hin und händigt ihr eine Urkunde aus, die ihre Befugnisse wiedergibt.
Enthält der Vorsorgeauftrag keine Anordnung über die Entschädigung der beauftragten Person, so legt die Erwachsenenschutzbehörde eine angemessene Entschädigung fest, wenn dies mit Rücksicht auf den Umfang der Aufgaben als gerechtfertigt erscheint oder wenn die Leistungen der beauftragten Person üblicherweise entgeltlich sind. Die Entschädigung und die notwendigen Spesen werden der auftraggebenden Person belastet.
Die beauftragte Person ist nach Annahme zur jederzeitigen Kündigung des Vorsorgeauftrags durch schriftliche Mitteilung an die Erwachsenenschutzbehörde unter Beachtung einer zweimonatigen Kündigungsfrist berechtigt. Aus wichtigen Gründen kann sie den Auftrag auch fristlos kündigen.
7. Abgrenzung zur Patientenverfügung

Der Vorsorgeauftrag betrifft die Regelung der persönlichen, finanziellen und rechtlichen Angelegenheiten. Zusätzlich zum Vorsorgeauftrag kann jede urteilsfähige Person eine Patientenverfügung errichten. Die Patientenverfügung betrifft den medizinischen Bereich und sollte insbesondere regeln, welche konkreten medizinischen Massnahmen im Ernstfall vorzunehmen sind (vgl. rechtliche Hinweise zur Patientenverfügung).

[Hinweis: Dieses Musterdokument basiert auf der Vorlage der Notariatsinspektorate der Kantone Zürich und Bern. Dieser Vorsorgeauftrag ist entweder vollständig eigenhändig zu verfassen oder von einem Notar öffentlich beurkunden zu lassen. Der Einfachheit halber wird im folgenden Dokument auf die weibliche Form verzichtet.]
Vorsorgeauftrag
________________________________________________________________________________ [Name, Vorname, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnadresse]
- nachfolgend „Auftraggeber“ -
erklärt folgenden Vorsorgeauftrag:
1. Für den Fall meiner Urteilsunfähigkeit beauftrage ich in der Reihenfolge ihrer Aufzählung folgende Personen mit meiner Personen- und Vermögenssorge und der damit zusammenhängenden Vertretung im Rechtsverkehr:
a. ________________________________________________________________________________ [Name, Vorname, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnadresse]

b. ________________________________________________________________________________ [Name, Vorname, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnadresse]

c. ________________________________________________________________________________ [Name, Vorname, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnadresse]

Variante 2.1 – Generelle Ermächtigung
2. Der Vorsorgeauftrag und die damit zusammenhängende Vertretung im Rechtsverkehr gelten in jeder Beziehung umfassend. Ich befreie gegenüber den Beauftragten sämtliche einer Schweigepflicht unterstehenden Personen von der Schweigepflicht. Insbesondere beinhaltet der Auftrag Folgendes:

a. Veranlassung aller für meine Gesundheit notwendigen Massnahmen und Wahrnehmung der damit zusammenhängenden Rechte.
b. Sicherstellung eines geordneten Alltags.
c. Wahrung meiner finanziellen Interessen, Verwaltung meines gesamten Vermögens, Verfügungen darüber und Treffen sämtlicher damit zusammenhängenden Massnahmen. 

d. Erwerb, Belastung und Veräusserung von Grundeigentum und Veranlassung der entsprechenden Einschreibungen im Grundbuch.
e. Sämtliche zur Erfüllung des Auftrags notwendigen Prozesshandlungen.

f. Der Beauftragte darf keine Vermögenswerte des Auftraggebers unentgeltlich veräussern, mit Ausnahme von Gelegenheitsgeschenken oder Zuwendungen zur Erfüllung einer sittlichen Pflicht.

g. Der Beauftragte ist berechtigt, zur Erfüllung des Auftrages Substituten und Hilfspersonen beizuziehen. 

Variante 2.2 – Ermächtigung für einzelne Geschäfte [Unzutreffendes bitte durchstreichen bzw. eigene Ergänzungen anbringen]
2. Der Beauftragte ist ermächtigt, mich in Angelegenheiten der Personen- und Vermögensvorsorge sowie im Rechtsverkehr wie folgt zu vertreten:

2.1
Der Beauftragte ist ermächtigt, sämtliche Angelegenheiten betreffend meine Person zu besorgen.

oder

2.1
Der Beauftragte ist ermächtigt, die folgenden Angelegenheiten betreffend meine Person zu besorgen:

a) für eine hinreichende Unterkunft, angemessene Pflege und Betreuung zu sorgen (inklusive Kündigung des Mietvertrages);

b) Erklärungen in Gesundheitsangelegenheiten abzugeben, insbesondere in Operationen und sonstigen ärztlichen Massnahmen einzuwilligen;

c) die Bestattungsangelegenheiten zu besorgen und den Haushalt aufzulösen;

d) __________________________.
2.2
Der Beauftragte ist ermächtigt, sämtliche Angelegenheiten betreffend mein Vermögen zu besorgen.

oder

2.2
Der Beauftragte ist ermächtigt, die folgenden Angelegenheiten betreffend mein Vermögen zu besorgen:

e) Einkünfte und Vermögen zu verwalten sowie das zur Finanzierung des Lebensunterhaltes Notwendige anzuordnen;

f) zusätzlich Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte vorzunehmen und insbesondere Geld, Wertschriften und andere Vermögenswerte entgegenzunehmen, zu veräussern oder zu erwerben, Versicherungs- und Sozialleistungen zu beantragen und die finanziellen Verpflichtungen zu erfüllen;

g) mich gegenüber Banken zu vertreten und uneingeschränkt über sämtliche auf meinen Namen hinterlegten Vermögenswerte und meine Konti zu verfügen und Verbindlichkeiten einzugehen; 

h) __________________________ [z.B. Immobiliengeschäfte vorzunehmen].
2.3
Der Beauftragte ist ermächtigt, mich gegenüber Dritten, insbesondere im Rechtsverkehr mit Banken, Versicherungen, Behörden, sonstigen öffentlichen Stellen, Privatpersonen und Firmen gerichtlich und aussergerichtlich zu vertreten sowie sämtliche Post für mich anzunehmen und über den Fernmeldeverkehr zu entscheiden. Er darf alle hiermit zusammenhängenden Willenserklärungen, insbesondere Vertragsabschlüsse und Kündigungen, abgeben.

3. Dieser Vorsorgeauftrag ist schweizerischem Recht unterstellt.
4. Separat abgefasste Patientenverfügungen gehen dieser Urkunde vor. [Variante: In Ergänzung zu diesem Vorsorgeauftrag habe ich eine Patientenverfügung errichtet, die ich ______________________________________________ [Ort und Adresse der Hinterlegung] hinterlegt habe.]
_________________________
_________________________

Ort und Datum
Unterschrift Auftraggeber

